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Nr. 66. Mittag⸗Ausgabe. 


Deut ſchlan d. 
0. K. C. Condtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 7. Februar. 
67. Sitzung des Haufes der Abgeordneten. 
Eröffnung 1144 Uhr. Die Tribünen find beſetzt. Am Miniſtertiſch meh⸗ 
rere Regierungs⸗Commiſſarien. l , 200 
Der Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung mit der Mittheilung 
der letzten Beſchlüſſe des Herrenhauſes. Ueber das Geſetz, betreffend die Ab: 
änderung der Poſttaxe, wird Schlußberathung beſchloſſen und, da der frü⸗ 
bere Rel. Abg. Becker beurlaubt iſt, Abg. Roepell zum Referenten ernannt. 
Der Präſident bat das Geſetz über die privatrechtliche Stellung 
der Etwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften, wie es aus den Bera⸗ 
hungen des Herrenhauſes bervorgegangen it, ſofort der Commiſſion über⸗ 
wieſen und da ſich dieſelbe für heut zum mündlichen Bericht bereit erklärte, 
daſſelbe als erſten Gegenſtand auf die Tagesordnung geſetzt. Es erfolgt kein 
Widerſpruch. Die vom Herrenhauſe geänderten Paragraphen lauten: (Die 
Aenderungen ſind geſperrt gedruckt.) 
30. „Die General⸗Verſammlung der Genoſſenſchafter wird durch den 
Vorſtand berufen, ſoweit nicht nach dem Geſellſchaſts⸗Verkrage auch andere 


onen dazu befugt ſind. 5 

Eine e eee der Genoſſenſchafter iſt außer den im Geſell⸗ 

ern ausdrücklich beſtimmten Fällen zu berufen, wenn dies im 
ntereſſe der Genoſſenſchaft erforderlich erſcheint. 

Die General⸗Verſammlung muß ſofort berufen werden, wenn 
mindeſtens der zehnte Theil der Mitglieder der Genoſſenſchaft 
in einer von ihnen zu unterzeichnenden Eingabe an den Vor⸗ 
ſtand unter Anführung des Zwecks und der Gründe darauf an⸗ 
trägt. Iſt in dem Genoſſenſchafts⸗Vertrage das Recht der Be⸗ 
rufüng einer General⸗Verſammlung einem größeren oder ge⸗ 
ringeren Theile der Genoſſenſchaftsglieder beigelegt, jo hat es 
hierbei ſein Bewenden.“ 

8 37. „Jeder Genoſſenſchafter hat das Recht, aus der Genoſſenſchaft aus⸗ 
zutreten, auch wenn der Geſellſchaftsvertrag auf beſtimmte Zeit 
geſchloſſen iſt. J! über die Kündigungsfriſt und den Zeitpunkt des Aus⸗ 
trittes im Geſellſchaſtsvertrage nichts ſeſtgeſetzt, jo findet der Austritt nur 
mit dem Schluſſe des Geſchäftsjahres nach vorheriger, mindeſtens vierwöchent⸗ 

licher Auflündiaung ſtatt. Ferner erliſcht die Mitgliedſchaft durch den Tod, 
ſofern der Geſellſchaftsvertrag keine entgegengeſetzten Beſtimmungen enthält. 

In jedem Falle kann die Genoſſenſchaſt Genoſſenſchafter aus den im Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrage feſtgeſctzten Gründen, ſowie wegen des Verluſtes der 
bürgerlichen Ehrenrechte ausſchließen. 

§ 54. „Das Handelsgericht bat den Vorſtand der Genoſſenſchaft zur 
Befolgung der in den §§ 4, 6, 17, 22, 24, 25, 30 Abſatz 3, 32 Abſatz 2, 
105 110 enthaltenen Vorschriften von Amts wegen durch Ordnungsſtrafen ans 
uhalten. 

Für das hierbei zu befolgende Verfahren find die im Art. 5 des Einfäh⸗ 
— — zum Allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861 
getroffenen Beſtimmungen maßgebend.“ 

Ref. Abg. Lasker: Die Aerberungen am Geſetzentwurfe, welche vom 
Herrenhauſe beliebt worden find, beziehen ſich auf die 88 30, 37 und 54. In 
880 iſt ein dritter Saz zugefügt worden, nach welchem auch ein Bruchthell 
und zwar der zehnte Theil der Genoſſenſchaft das Recht haben ſoll, eine Ge⸗ 
neral Verſammlung zu berufen. Die Commiſſion hat dagegen um fo weniger 
etwas einzuwenden gehabt, als in der Mehrzahl der Genoſſenſchaftsſtatute 
bereits eine derartige Beſtim mung enthalten iſt. Die erſte in § 37 eingeſcho⸗ 
bene Stelle 92 die Commiſſion als lediglich redactionelle Aenderung an. 
Der zweite Zuſatz giebt der Genoſſenſchaft die Möglichkeit, ein Mitglied 
auszuſchließen, welches die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat, was bekannt⸗ 
lich nur in Folge von Verbrechen geſchieht. Aber auch da iſt es möglich, daß 
die ſtrafbare Handlung fo beſcha ſen iſt, daß fie den Betreffenden in den Augen 
der Bürger nicht herabſetzt. Die ganze Beſtimmung ſcheint aufgenommen zu 
ka in der Erinnerung an die Innungen, die einen öffentlichen Charakter 


für den Raum 
1%, Sgr. 


atten. Trotzdem aber empfiehlt die Commiſſion im Intereſſe des Zuſtande⸗ 
mens des Geſetzes vor Schluß der Seſſton auch dieſen Zuſatz zur An⸗ 
nahme, namentlich da es ja immer noch in das Belieben der Genoſſenſchaft 
1 iſt, ein ſolches Mitglied auszuschließen oder nicht. Nach § 54 endlich 
oll die Controle des Handelsrichters auch auf die durch den Zuſatz zu 8 30 
aufgenommenen Fälle ausgedehnt werden; und außerdem iſt zu § 32 aus: 
drücklich bemerkt „Abſatz 25; es ſoll alſo die Controle des Handelsrichters 
lier die Verpflichtung des Vorſtandes, ein Controlbuch zu führen, ausdrück⸗ 
betvorgehoben werden. 

s wäte zwar conſequent geweſen, nach dieſer Weiſe auch andere Para⸗ 
graphen, welche in getrennten Abjänen verſchiedene Beſtimmungen enthalten, 
h theilen, aber wenn daraus etwa die Möglichkeit einer Controle der Buch 

übrun, herbeigeführt werden follte, fo wird dies, wie die Commiſſion über: 
zeugt ; „praktiſch unausführbar ſein. Deswegen empfiehlt dieſelbe auch 8 54 

nnahme. In meinem eigenen Namen habe ich nun noch auf einen 
derbenumſtand aufmerkſam zu machen. Es iſt durch den Commiſſionabericht 
— Herrenhauses zu nn Kenntniß gelangt, daß dort der Vorſchlag gemacht 
ſchaften iſt, eine Centralbank zu errichten, welche die Geſchäfte der Genoſſen⸗ 
naaften vermittelt. Es iſt dagegen vielfach Widerſpruch erhoben worden und 
ann entlich durch den Hrn. Finanzminiſter und Handelsminiſter, welche ſich 
muß aut lebhaft für das Zuſtandekommen des Geſetzes intereſſirten. Ich 
geſchehen⸗ da dies weder in der Commiſſion noch im Plenum des Herrenhauſes 

Ven iſt, darauf aufmerfiam machen, daß das Herrenhaus nach Art. 61 

erfaſſung nicht befugt iſt, zu einem Finanzgeſetz die Initiative zu ergrei⸗ 
iel, ob in einem vollſtändigen Geſetzentwurfe oder nur innerhalb 
29 Am 14. Juni 1865 hat dieſes — 9 Be. 97 Dall 
; e n und da e diesmal dan 
wieder geſchehen ae Vorlage zurückgewieſe U n 
nun noch den Auftrag der Commilfion, den einſtimmig von ihr 

Seton der Geſezentwurf auch Ihrer Zuſtimmung zu empfehlen. Die 
e in ihrem letzten Act einen überaus ſchönen Abſchluß finden 

ix om me eines Geſetzes, gegen welches man von der Regierung 
deg Hause lebhaften Widerſtand erwarten mußte. Trotz des 
u Stande getommwenbaufes ift es dann zum großen Vortheil des Landes 
. nach gründlich und wir werden einen Beweis dafür haben, daß noch 
4 und überzeugenden Discuffionen ein Vereinigungs⸗ 

(Bravo! finden iſt, wenn das Intereſſe des Landes es drin⸗ 


it e Ich möchte mir nur kurz erlauben, der Regie 
7 5 . 2 70 — zu geben. — 4 
enoſſenſchaften in ganz Deutſchland un 
Ge große a x neſſe das bomnenen Lunbeelbelen ſelhſt ermessen können, wel⸗ 
a A x ei eben Bunde Geſetz nach allen Seiten erregt; 10 
— * wirk orderungen an die Anwaltſchaft, welche i 
en habe, darauf zu wirken, daß dies Geſetz möͤglichſt ſchnell auch in 
n die Landestheilen eingeführt, werde, be natürlich keine Competenz, 


n dieſer Richtung Anträge zu ſtellen, ih e ; i 
Var d v e Sache anzus 
des de Sie willen, daß das Gefeb au C Titel 
e deutfchen Handelsgeſedbuches entſtanden ist. Diefes aber ift in den nen 
erworbenen Landestheilen giltig und es wäre daher wohl leicht und ſehr im 
16 weile jente er l ee nes Geſetzes jo bald als möͤg⸗ 
imen zu laſſen. antba 1 n A 
ge eine GiHlärung abgeben — 5 RE r fein, wenn die Regierung 
erartige Erklärung ſeitens des Reg.⸗Commiſſar i en⸗ 
ſcheinlich wegen Mangels an garni über dieſe A e t n 
Es werden darauf die 89 30, 37, 54 in der Faſfung des Herrenhauses 
einſtimmig angenommen (nur Abg. Gerlach (Gardelegen) erhebt ſich ſtets 
hr zögernd); darauf wird das ganze Geſetz angenommen gegen die 
ümmen der Abgg. v. Blanckenburg und Gerlach (Gardelegen). — Abg. 
dawn Berlin), der sichtlich erfreut ift, wird bon allen Seiten Iebhajt be: 
ft. 


Auf den Vorſchlag des Präſidenten werden (abweichend von der Reihen⸗ 
folge der T..) zunächſt Wahlprüfungen vorgenommen und für giltig 
erklärt die Wahlen der Abgg. Koppe, Curtius, Mallmann, Selle. — Im 
Namen der zweiten zz g. berichtet Abg. v. Waligo ski über zwei 
Proteſte, welche nochträglich aus dem VI. Gumbinner Wahlbezirk einge⸗ 


2 
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Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 


ner 


gangen ſind d. d. 28. und 29. Januar d. J. 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Darnach ſoll, wie verſichert 
wird, der Landrath v. Brandi mehreren Wählern, im Falle ſie ſchlecht wählten, 
mit Conceſſions⸗Entziehung gedroht und ein Forſtmeiſter ſeine Oberförſter und 
dieſe wieder ihre Förſter gezwungen haben, nach der Wahl dienſtlich anzu⸗ 
zeigen, wem ſie ihre Stimme gegeben. 
ein kranker Förſter, die dies verabſäumt, ſollen einen ſtrengen Verweis erhalten 
haben. Die Abtheilung beantragt, die Regierung aufzufordern, die in dem 
Proteſt d. d. 28. Januar d. J. behaupteten Thatſachen durch gerichtliche Ver⸗ 
nehmung der Zeugen aufklären zu laſſen und den betreffenden Forſtmeiſter zu 
Gumbinnen zu einer Erklärung über den zweiten Proteſt zu veranlaſſen reſp. 
die Zeugen eidlich vernehmen zu laſſen. 

Dieſe Anträge werden ohne Discuſſion angenommen. (Dafür auch die 
Abgg. Gerlach, Heſſe, Scharnweber.) 

Es folgt der zweite Bericht der Gemeindecommiſſion über Peti⸗ 
tionen und zwar zunächſt der Bericht des Abg. v. Schöning über mehrere 
die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht und deren Vergütung be⸗ 
treffende Petitionen. 1) Der Magiſtrat der Stadt Ohlau trägt darauf 
an: „Das Haus der Abgeordneten wolle diejenigen Schritte thun, welche als 
die geeignetſten erſcheinen, um eine geſetzliche Regelung der Sache noch in der 

egenwärtigen Seſſion herbeizuführen. 2) Der Magiſtrat der Stadt 
Stettin wiederholt ſeinen ſchon in einer früheren Petition * Antrag: 
„Das Haus der Abgeordneten wolle dahin wirken, daß im Wege der Geſeß⸗ 
gebung die für die Einquartierung gewährten Servisſätze angemeſſen erhöht 
werden.“ 3) Der Landwirth Ludwig Courth zu Nieder⸗Zün dorf, Kreis 
Mühlheim a. R., beſchwert ſich wiederholentlich über die zu geringe Ver⸗ 
gütung für Einquartierungen.“ . 

Das Haus tritt dem Antrage der Commiſſion auf Uebergang zur TO. 
wi in 1 auf die von dem Commiſſar der Regierung abgegebenen Er: 
klärungen bei. 

Es folgt der Bericht des Abg. v. Schöning über eine Petition der bäuer⸗ 
lichen Wirthe Banſemer und Genoſſen zu Rohr im Kreiſe Rummelsburg vom 
29. Januar 1866. Dieſelben erwähnen, in Rohr hätten früher zehn Bauer⸗ 
höfe beſtanden, von dieſen habe im Laufe der Zeit der Gutsherr fünf ange⸗ 
kauft und dem Gute im Hypothelenbuche zuſchreiben laſſen. Der Gutsherr 
werde für dieſe Bauerhöfe zu den ullaſten nicht herangezogen, dadurch 
würden ſie überbürdet, ſeien aber von den Verwaltungsbehörden auf ihre be⸗ 
züglichen Beſchwerden abſchläglich beſchieden worden. Die Petenten richten 
an das Haus die Bitte: „daſſelbe wolle die Uebelſtände are la auf geſetz⸗ 
lichem Wege beſeitigen und beſtimmen, daß die Gutsherrſchaften hinſichtlich 
der angekauften Bauerhöfe auch immer zur Bauergemeinde gehören und die 
Laſten der Bauern mittragen helfen müſſen “. E 

Die Commiſſion beantragt: „Das Haus der Abgeordneten wolle dieſe 
Petition der Staatsregierung als Material bei Berathung des recht bald vor⸗ 
zulegenden Geſetzes über die Feſtſtellung der äußeren Verhältniſſe der Volts⸗ 
ſchule überweiſen.“ — Das Haus tritt dieſem Antrage bei. 

Es folgt der Bericht des Abg. Grafen v. Betbuſy⸗ uc über eine Be 
tition, welche bereits dem vorigen Landtage vorgelegen, worüber auch die da 
malige Gemeinde⸗Commiſſion einen Bericht eritattet, der aber wegen Schluſſes 
der Seſſion in pleno nicht zum Vortrag gekommen iſt. Der Rabbiner und 
Religionslehrer bei der Synagogen⸗Gemeinde zu Lauenburg (Pommern) Dr, 
Julius Joel beſchwert ſich unterm 5. Februar d. J. darüber, daß er von 
dem Magiſtrate in Lauenburg zur Entrichtung von Einzugsgeld, Bürgerrechts⸗ 
geld und Communalſteuer aufgefordert ſei. Er glaubt als geprüfter Lehrer 
und Geiſtlicher nach § 4 Alineg 12 der Städte Ordnung vom 31. Mai 1853 
dazu nicht verpflichtet zu fein, iſt jedoch auf feine desfallſigen Beſchwerden von 
den höheren Inſtanzen abſchläglich beſchieden worden. Petent ſtellt nun in 
dieſer feiner perſönlichen Angelegenheit keinen Antrag, fondern generaliſirt 
dieſelbe und bittet, daß das Haus erklären möge: 1) Alle Cultus⸗Heamten 
des preußiſchen Staates, die nur auf Grund eines ar asian Lehrer⸗Examens 
ihrem Amte vorſtehen dürfen, find laut Geſetz von Communal⸗Abgaben aus⸗ 
zuſchließen; 2) Rabbiner ſind ihrem Amte und Berufe nach „Geiſiliche“ und 
deshalb findet auf fie der $ 4 Alineg 12 der Städte⸗Ordnung vom 30. Mai 
1853 Anwendung. — Die Commiſſion hat die Petition nach beiden Seiten 
hin den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen gegenüber für ungerechtfertigt 
erachtet und beantragt daher, über dieſelbe zur T.⸗O. überzugehen. — Das 
Haus tritt dieſem Antrage ohne Debatte bei. 

Es folgt die Berathung über eine Petition des Magiſtrats der Stadt 
Iſerlohn. Dieſer hatte die in dieſer Stadt errichtete Agentur der Preuß 
ſchen Bank im Jahre 1865 mit 816 Thlr. und 1866 mit 900 Thlr. Einkom⸗ 
men veranlagt. Da die Zahlung nicht geleiſtet wurde, Execution aber nicht 
vollſtreckt werden konnte, ſo wandte ſich der Magiſtrat unterm 2. November 
v. J. an den Handelsminister, erhielt aber von dieſem den Beſcheid, daß „nach 
einem Beſchluß des königlichen Stagtsminiſteriums die Anſtalten der preußi⸗ 
ſchen Hauptbank zu der Communal⸗Eintommenſteuer nicht heranzuziehen ſeien“. 
Der Magiſtrat von Iſerlohn bittet nun das Haus, die geeigneten Schritte 
zu thun, um der Stadt zu ihrem Rechte zu derhelfen. — Die Commiſſion 
beantragt ſowohl aus ſachlichen Gründen, als weil der Inſtanzenzug nicht 
erſchöpft ſei, über dieſe Petition zur T. O. überzugehen. — Berichterſtatter 
Abg. Herrmann. 

Ohne Discuſſion wird der Antrag angenommen. 

Es folgt die 11 über eine Petition der Ortsvorſteher des Ober⸗ 
Amts Hechingen, in welcher dieſelben um Erlaß eines Geſetzes wegen Ein⸗ 
führung einer Kreis⸗ und Provinzial⸗Vertretung in den hohenzollernſchen Lan⸗ 
den bitten. — Sie motiviren ihr Geſuch damit, daß dort durchaus kein cor⸗ 
poratives Organ beſtehe, welches über die dem Landtage vorzulegenden Ge 
ſetzentwürfe, welche ausſchließlich dieſe Landestheile betreffen, ſich äußern, ge⸗ 
meinnützige Anlagen oder Einrichtungen beantragen und Geldbewilligungen 
zu ſolchem Zweck ausſprechen könne. — Die Commiſſion beantragt: Das 
Haus der Abgg. wolle beſchließen: „In Erwägung, daß nach der Erklärung 
der Staatsregierung die Vorlage einer Kreisordnung in Ausſicht ſtebt, und 
es wünſchenswerth iſt, daß dieſelbe für ſämmtliche Provinzen des Staates 
eine gleichmäßige ſei“, über dieſe Petition zur ID. überzugeben. — Be: 
richterſtatter Abg. Herrmann. Der Antrag der Commiſſion wird angenommen. 

Es folgt die Berathung über die Petition der Gemeinde Puſtamin, Kreis 
Schlawe, welche ſich beſchwert, daß nach Erweiterung der Lehrer⸗ und Küſter⸗ 
7 und Vermehrung der dazu gehörigen Feuerung ihr ein zu großer 
Mehrbedarf an Heizmaterial zu liefern zugemuthet werde; 2) zur Lieferung 
dieſes Mehrbevarfs überhaupt die Gutsherrſchaft nicht mit herangezogen wor⸗ 
den ſei. — Die Commiſſion beantragt, da zwiſchen den Petenten und der 
Gutsherrſchaft ein contractliches Verhältniß beftebt, dieſelben daher auf den 
Res Ag N bbc ſeien, über die Pelition zur T.⸗O. überzugehen. — 

ef, Abg. Drabich. 

Auch dieſe Petition wird ohne Debatte nach dem Antrage der Commiſſion 
genehmigt. 

Es folgt der erſte Bericht der Commiſſion für das Unterrichtsweſen 
über Petitionen. 

Es liegt zunächſt vor eine Petition der Lehrer der Provinz 
Preußen (Lemke und Genoſſen in Kulm) mit 293 Unterſchriften, in 
der verlangt wird: a) der Erlaß eines Dotationsgeſetzes; b) eines Penſtons⸗ 
geſetzes für die Lehrer; c) eines Geſetzes, welches die Höhe der Penſtonen für 
Lehrer⸗Wittwen und ⸗Waiſen feſtſtellt. — Als Motive find angeführt, das von 
der Regierung verheißene Unterrichtsgeſetz. Das Haus der Abgeordneten habe 
ſich ſeit Jahren wiederholt für die Dringlichkeit deſſelben ausgeſprochen; der 
Werth einer allgemeinen Volksbildung habe in dem ſiegreichen jüngſten Kriege 
ſich eine glänzende Anerkennung erworben; demohngeachtet werde den 
Volksſchullehtern nicht geholfen und ſie kämpften, der Mehrzahl nach, mit 
Mangel und Noth. 

Die Commiſſion ſtellt den Antrag: „das Haus der Abgeordneten 
wolle dieſe Petition der königlichen Staatsregierung zur Be⸗ 
rückſichtigung bei dem Entwurfe des zu erwartenden Dotations⸗ 
Geſetzes überweiſen“. b 

Außer der vorſtehenden hat die Commiſſion noch folgende, denſelben Gegen⸗ 
ſtand betreffende Petitionen berathen: I, Der Lehrer Mann in Heiligen⸗ 
beil bezieht ſich auf den Beſchluß des Hauſes vom 6. April 1865: „die 
Regierung aufzufordern, einen Geſetzentwurf, betreffend die Feſtſtellung der 
Auferen erhältniſſe der Volksſchule, insbeſondere der 3 
bald als möglich vorzulegen“ und beantragt: 1) das Haus ans e Bor: 
lage des Dotationsgeſezes womöglich noch in dieſer Seſſion fordern, 2) eventuell 
unwiderruflich die Einbringung pro 1867 verlangen. 


Ein 70 jähriger hinfälliger Mann und J 


edition: Herrenſtraße Nr 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ ®. 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Monta 
einmal, an den übrigen — — erscheint. 8220 


Freitag, den 8. Februar 1867. 


II. Der Lehrer Wille in Alt⸗Ruppin mahnt in einer Petition vom 
20. November 1866 an das Verſprechen des Cultus⸗Miniſters vom 6. Mai 
1865: dem Haufe 1886 das längſt verheißene Dotationsgeſetz für die Elemen⸗ 
tarlehrer vorzulegen und erſucht das Haus, darauf zu dringen, daß endlich 
Nabel: Ir 15 er „Wollte Gott, daß ich nicht vergeblich gebeten 

abe!“ ſchlie etent. 4 
III. Der Lehrer Deetzer zu Stuba bei Elbing beruft ſich in feiner Peti⸗ 
tion vom 5. Dezember 1866 auf die frühere Erklärung des Hauſes: „daß 
kein Stand der menſchlichen Geſellſchaft dringendere und gerechtere Auſprüche 
auf Verbeſſerung feiner Lage habe, als der preußische Volksſchullehrer“. Das 
Haus der Abgeordneten ſei ſo berechtigt wie verpflichtet, dem Lebrerſtande 3 
dem ſeit 17 Jahren vorentbaltenen Rechte zu verhelfen und mühe namentlich 
in dieſer Seſſion dahin wirken. Petent beantragt daher: „daß das Haus eine 
dahin zielende Adreſſe an des Königs Majeftät richte“. 

IV. Endlich bittet der Lehrer Muſoldt zu Neuſtettin, da das verheißene 
Dotationsgeſetz noch weiteren Aufſchub ge um Erlaß eines Reglements 
für Beſoldung und Emeritirung der Elementarlehrer und Verſorgung von 
Be) Wittwen und Waiſen, legt auch den Entwurf eines ſolchen Regle⸗ 
ments vor. . 

Die Commiſſion hat beſchloſſen, dem Haufe zu empfehlen: „alle dieſe sub 
I., II., III., IV. angeführten Petitionen als Anlagen zu der hetition 
der Lehrer der Provinz Preußen der kgl. Staatsregierung zur 
Berückſichtigung zu überweiſen“. 

Dazu kommt eine Petition der Lehrer der Stadtſchule zu Königsberg 
N.⸗M., welche beantragen, das Haus wolle ſich bei der Regierung dahin ver⸗ 
wenden, daß 1) ein Dotationsgeſetz, durch welches die Lehrergehälter nach dem 
Dienſtalter bemeſſen, 2) ein Penſtonsgeſetz für die Lehrer und 3) ein Geſetz, 
welches die Höhe der Penſion für die Vehrerwittwen und Waſſen feſtſetzt, bal⸗ 
digſt erlaſſen werde, ſowie daß die in der Verf.⸗Urkunde den Volksſchullehrern 


verheißenen Rechte unmittelbarer Staatsdiener nunmehr auch verliehen wer⸗ 


den möchten. N 

Die Unterrichts⸗Commiſſion beantragt, das Abgeordnetenhaus wolle be⸗ 
ſchließen zu erklären, 1) zur Zeit müſſe Abſtand genommen werden von De⸗ 
battirung der Frage, ob dem Dotationsgeſetze das Princip zur Grundlage 
dienen ſolle, daß das Lehrergehalt mit dem Dienſtalter ſteige; 2) daß der An⸗ 
trag der Petenten, nach welchem den Volksſchullehrern die Rechte unmittelba⸗ 
rer Staatsdiener verliehen werden möchten, weil eine ſolche Verheißung in ver 
Verfaſſungsurkunde enthalten, aus dem Grunde unzuläſſig ſei, weil Alinea 2 
des Artikel 23 der Verfaſſungsurkunde folgendermaßen lautet: „die öffentlichen 
Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staatsdiener“ und weil hiernach 
die Rechte „unmittelbarer“ Staatsdiener ihnen nicht verliehen ſeien; endlich 
3) daß die Petition der Lehrer der Stadtſchule zu Königsberg N.) M. unter 
den Beſchränkungen sub 1 und 2 dem koͤnigl. Staatsminiſterio mit dem Er⸗ 
ſuchen zu überweiſen ſei, baldmöglichſt den Geſetzentwurf, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung der äußeren Verbältniſſe der Volksſchule, zur Beſchlußnahme der Lan⸗ 
desvertretung zugeben zu laſſen. > f 

Nach dem Antrage des Abg. Richter (Berlin) wird über die vorbezeich⸗ 
neten Petitionen zugleich die Discuſſion eröffnet. Zunächſt erhält darauf das 
Wort Berichterſtatter Abgeordneter Wantrup. Ueber das Bedürfniß 
der Verbeſſerungen der äußeren Verhältniſſe der Lehrer berrſcht auf allen 
Seiten des Hauſes die vollſtändigſte e Auch die königliche 
Staatsregierung iſt derſelben Anſicht und hat gelegentlich der Budgetberathung 
einen von jener Seite des Hauſes geſtellten Antrag auf Erlaß eines Dota⸗ 
tionsgeſetzes für die Lehrer gern entgegengenommen. Der Hr. Regierungs⸗ 
Commiſſarius bat auch mitgetheilt, daß der Entwurf eines ſolchen Geſetzes 
ſchon mehrere Monate dem Miniſterium zur Beratzung vorliegt; wir dürfen 
daher wohl hoffen, im Laufe der nächſten Seſſion eine ſolche Vorlage zu er⸗ 


halten. Zunächſt nun iſt für dies Jahr zu dem genannten Zwecke eine nicht 


unerhebliche Summe ausgeworfen worden. Wir dürfen auch nicht vergeſſen, 
m. H., daß die Regierung ſchon ſeit Jahren beſtrebt geweſen iſt, der Lage der 
Lehrer aufzuhelfen. Im Jabre 1853 belief ſich der Geſammt⸗Ertrag des 
Lehrer⸗Einkommens auf 6½ Millionen Thaler; ſeitdem iſt dieſer Geſammt⸗ 
Erttlag um mehr als eine Million geſtiegen. 
bis 1863 betrug die Geſammtſumme der 0 über 345,000 Thlr., 
wovon ca. 320,000 Thlr. auf die Gemeinden und 25,000 Thlr. auf den Staat 
fallen. Der Staat ift alſo mit ½ der Geſammtſumme bei den Verbeſſerun⸗ 
gen der Lehrergehälter in Anſpruch genommen. — Redner führt jodann aus, 
daß die Gemeinden vielfach hinter den Anſprüchen, die man in dieſer Bezie⸗ 
hung an fie ſtellen müſſe, zurückblieben, wendet ſich ſodann auf die ſpeciellen 
Petitionen und empfiehlt bei allen die Annahme der Commiſſions⸗Anträge. 

Abg. Richter (Berlin) beantragt, die Petitionen der Regierung zur Be⸗ 
rückſichtigung zu überweiſen und fie zu erſuchen, baldmöglichſt ein Geſetz über 
die Dotation der Lehrer, ihre Penſtonirung u. ſ. w. vorzulegen. 

Abg. Richter (Berlin): Ich habe mich gegen die Anträge der Com⸗ 
miſſion zum Worte gemeldet, nicht weil ich in der Sache irgendwie diefelsen 
mißbilligte, ſondern weil ich glaube, daß ſie in der Form, wie ſie uns ge⸗ 
boten werden, unannehmbar ſind. — Redner weiſt dies durch Gegenüber⸗ 
ſtellung der verſchiedenen Anträge nach, die dieſelbe Forderung in der einen 
Petition der Regierung zur regen Hay ige in der anderen zur 
Tagesordnung über dieſelbe übergehen wollen; die ferner in der Befürwor⸗ 
tung des Antrages der einen Petition, die Staatsregierung möge doch in 
dieſer Seſſton den Entwurf eines Dotationsgeſetzes vorlegen, etwas Unmdg⸗ 
liches verlangen; auch ſei die Aufforderung an die Regierung auf eventuellen 
Erlaß eines Reglements gefährlich. Aus dieſen Gründen habe er ſich erlaubt, 
einfach die Wiederholung eines ſchon früher vom Haufe gefaßten Beſchluſſes 
zu beantragen. Zur Sache ſelber bemerkt er, den Behauptungen des Refe⸗ 
renten gegenüber, daß es nicht immer die Gemeinden ſeien, welche Verbeſſe⸗ 
rungen in den Lehrergehältern verhindern, und führt zum Beweiſe deſſen eine 
Verfügung der königl. Regierung zu Potsdam an, durch welche den Gemein⸗ 
den unterſagt wurde, den Lehrern die vorhandenen Schulgelder underkürzt 
zukommen zu laſſen; er wolle auf die Rechtsfrage hier nicht näher eingeben 
und fordere daher nur den Vertreter des Cultusminiſteriums auf, durch eine 
einfache Berfügung die kgl. Regierung zu Potsdam zu veranlaſſen, jene Ber 
ſtimmung zurückzunehmen. ; . 

Regier.⸗Comm. Geh. i Stiehl: Ich muß mich in Be⸗ 
zug auf dieſen ſpeciellen Fall, den der Vorredner mir ganz unerwartet ange⸗ 
führt hat, außer Stande erklären, denſelben ausbrüdlic beantworten zu kön⸗ 
nen. Ich muß ihm daher in dieſer Bezie ung anheimſtellen, den ordnungs⸗ 
mäßigen Weg einzuſchlagen. — Redner bemerkt ſchließlich noch einige Worte 
über den von dem Vorredner gleichfalls angeregten Punkt der Penſtonskaſſen 


der Lehrerwittwen. 0 
Abg. Harkort erklärt, daß in der N Preußen amtlich conſtatixt fei, 
daß eine igung, ſich dem Schulfache zu widmen, einzureißen anfange. 


Daſſelbe könne man auch von Schleſien und Pommern jagen. Das ſei eine 
Folge des niedrigen Gehaltes der Lehrer, der Ueberbürdung ihrer Amtsge⸗ 
12 te, der Ueberfällung der Schulklaſſen, des dadurch herbeigeführten unge⸗ 
unden Aufenthalts. Zu jenen tiefen Bedauern müſſe er ausſprechen, daß 
die Leiſtungen unſerer Volksſchulen abzunehmen ehr daß unſer ganzes 
Schulweſen kranke. Vor Allem thue das 3 noth. 
Reg.⸗Comm. Stiehl: Die ſtets berbortretende Theilnahme des Herrn 
Abg. Sarlort für die Schule hat ihn auch beute 2 machen laſſen 
auf gewiſſe Mängel und Uebelſtände, die ſich in der That nicht abläugnen 
laſſen. Es iſt Thatsache, daß ein großer Theil unſerer Elemenlarlehrer den 
an ſie geſtellten Anſprüchen nicht genügt, daß ebenſo der Andrang zu dem 
Glemenkar⸗Lehrerberuf nachgelaſſen hat. Doch hat das noch andere Urſachen 
als allein das geringe Gehalt; zum Theil ſind es Fragen, die vom ſocialen 
Gebiet herrühren. Indeſſen iſt nicht zu läugnen, be einer größeren 
Sicherſtellung der Elementarlehrer bedarf, um größere Neigung für dieſen 
Beruf zu erwecken. An redlichen Bemühungen, ein Unterrichtsgeſetz zu 
Stande zu bringen, hat es der Herr Minister nicht fehlen laſſen. Doch has 
ben die Er znie des vorigen Jahres es nicht möglich gemacht, die Vorbe⸗ 
bereitungen zu einem ſolchen Geſetz ſo weit a um dem Landtage 
eine be e Vorlage machen zu können. Doch iſt es nach wie dor das 
ernſte Streben des Herrn Cultusminiſters, den vorhandenen Mängeln nament⸗ 
lich auf dem Gebiete des Volksſchulweſens zu begegnen. So ind die Ber 
ſoldungsverhältniſſe in allen Provinzen geſtiegen. — Redner weit dies durch 
erde ahlen nach und fährt fort: „Wenn aber der Herr Abg. Harkoxt 
ehauptet hat, daß die Volksſchule dem Auſſchwunge des Vaterlandes ni 
nachtommen könne, fo ſcheint mir das mehr ein Ausdruck ſenes jp 


In den 3 Jahren von 1859 
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ſchen Gefühles für die Schule im — a zu ſein, als der klaren Er⸗ 
kenntniß und des wirklichen Verſtändniſſes. Ich nehme für die gegenwärtige 
Schule des preuß. Staates die Ehre in Anſpruch, daß ſie gethan hat, was 
fie konnte und daß fie das Nöthige Wu hat. 

Abg. Dr. Techow kann dem Wunſche des Abg. Harkort ſich nicht an⸗ 
ſchließen, daß vor Allem jetzt ein Dotationsgeſetz erlaſſen werden müſſe. 
Das Abgeordnetenhaus müſſe nach wie vor an der Forderung des Unter: 


richtsgeſetzes feſthalten und der Regierung nicht Spielraum zu neuen Regle⸗ 


ments laſſen, wie ſie das gethan 1854 in Bezug auf die Volksſchulen, 1856 
in Bezug auf die Gymnaſien, 1859 in Bezug auf die Realſchulen und in 
jüngfter gel hinſichtlich der Anforderungen zum einjährigen Freiwilligen 
Dienſt. Das ganze Unterrichtsweſen ſolle nach der Verfaſſung durch ein Geſetz 
Pleite werden. 


vor, ſtatt nach dem Geſetz, nach ihrem eigenen Belieben ſich 


richten. 
Nach einer kurzen Erwiderung des Reg.⸗Commiſſar Stiehl wird der 


Schluß der Debatte angenommen. . 
rate Abg. Wantrup bekämpft die Ausführungen des Abg. 
ichter. 


Abg. Richter bemerkt perſönlich dem Regierungs⸗Commiſſarius gegen⸗ 


ber, daß der Präſident allein darüber zu entſcheiden habe, was „ordnungs⸗ 
. ſei und was nicht. N 
an ſchreitet darauf zur Abſtimmung, in welcher der Antrag des Abg. 


Richter gegen die Stimmen dieler Conſervativen angenommen wird. 


Damit ſind die Anträge der Commiſſion erledigt. 

Es folgt der Bericht über die Petition des früheren Abgeordneten Dr. 
Metzig aus Polniſch⸗Liſſa, das Haus wolle der Regierung die Nothwendig⸗ 
keit ausſprechen, daß für die 2,300,000 nicht Deutſchen Angehörigen des preußi⸗ 
ſchen Staates eine eigene Univerſität errichtet werde. Die Commiſſion 
beantragt Uebergang zur Tages⸗Ordnung, gleichzeitig aber die Er⸗ 
wartung auszuſprechen, die Regierung werde in Erwägung ziehen, auf welche 
Weiſe und in welchem Umfange dem langgehegten Wunſche nach einer Lan⸗ 
des⸗Univerſität im Großherzogthum Poſen derartig entſprochen werden könne, 
damit den Anforderungen der Bevölkerung dieſes Landestheiles genügt werde. 
— Abg. v. Vincke (Hagen) beantragt einfache Tagesordnung. 2 

Ref. Abg. Dr. Libelt recapitulirt die Geſchichte dieſer Beiirebungen, ſchil⸗ 
dert die Wohlthat einer Univerſität für Deutſche und Polen im Großherzog⸗ 
thum, nicht als ſpecifiſch polniſches Inſtitut und bält die Ausführung für 
finanziell nicht ſchwierig, ſchließt ſich jedoch dem Antrage der Commiſſion an. 

Reg.⸗Commiſſar Delacroix erklärt ſich für die einfache T. O. gegen die 
motibirte der Commiſſion. Das Haus möge ſelbſt entſcheiden, ob es zuläffig 
ſei, daß die Commiſſion mit ihrem Antrage von dem des Petenten weſentlich 
abweichen und über ihn hinausgehen dürfe. Petent weiſt auf freiwillige Bei⸗ 
träge für die Univerſität hin, die Commiſſion nimmt den Beiſtand des 
Staates in Anſpruch. Dem Petenten genügen die beſtehenden Landes⸗Uni⸗ 
verſitäten nicht, obwohl ſich ihre Zahl ſeit dem vorigen Jahre von 6 auf 9 
vermehrt hat. 

Abg. Dr. Haym für einfache T.⸗O. gegen die motivirte. Die Reſolution 
der Commiſſion führe, wenn auch in mildeſter Form, durch eine Hinterthüre 
den Inhalt der abgelehnten Petition wieder ein, um den Anforderungen der 
en wie ſie ſagt, nicht um dem realen Bedürfniſſe zu genügen. Der 

eferent erſtrebe zwar eine Poſenſche, nicht eine ſpecifiſch polniſche Univerſität, 
aber die Poſenſche ſei nur eine maskirte ee Univerſität. 

ch um die Begründung von Lehrſtühlen für ſlaviſche Sprache und Literatur 
auf den Landes⸗Univerſitäten, ſo wäre Redner ſelbſtverſtändlich nicht dagegen, 
obwohl andere Literaturen den Vorzug verdienen mögen. Aber er beſtreite 
die Berechtigung der polniſchen Mitbürger, eine eigene Univerſität I verlan⸗ 


Handelte es 


en und die Verpflichtung der Regierung, ihnen dazu zu verhelfen. Diet 


ichtberechtigung werde von dem Petenten ſelbſt eingeſtanden, indem er ſagt, 

den Polen gelüſte es nach dem Schutze deutſcher Wiſſenſchaft. Ader deutſche 

Sprache und deutſche Wiſſenſchaft ſeien unzertrennlich und wer die letztere 

wolle, müſſe ſich in die erſtere hineinbequemen. Verpflichtet ſei die Regierung, 

Fler und zu pflegen, was von fremder Nationalität unter ihrem Scepter 
„ ihrer ſprachlichen Nothdurft entgegenzukommen, und fie verfahre dem: 

emäß durch Unterricht an den Elementarſchulen; aber nicht eine Univerfität 
einen Boden hineinzupflanzen, aus dem ſie nicht erwachſen kann. 

Kein Moment ſei weniger geeignet als der jetzige, auf die aſſimilirende 
Kraft deutſcher Wiſſenſchaft zu verzichten und eine neue Centrifugal⸗Potenz 
zu ſchaffen, wie eine polniſche Univerſität es ſein würde. Gerade jetzt brauch⸗ 
ten wir jene Kraft und würden vielleicht genöthigt fein, die Zahl der Univer⸗ 

Ben zu vermindern, um ihre Wirkung zu verſtärken. Die kleinen Univer⸗ 
täten ſeien particulare Schöpfungen kleiner Fürſten, die eine Univerſität 
anlegten, wie fie eine Armee, ein Theater unterhielten. Sie haben jetzt ıhre 
Lebens⸗ und Leiſtungsfähigkeit zu erweiſen, nicht blos von der Erinnerung an 
ihren alten Glanz zu zehren. Aber alle ohne Unterſchied haben in den trüb⸗ 
ſten Tagen den großen Zug zur Löſung der nationalen Aufgabe bewahrt, ein 


| Criterium, das einer Poſenſchen Univerſität niemals zu Gute kommen könne. W 


(Beifall rechts.) 

. Abg. Michelis (Allenſtein): Der Vorredner hat einen Triumphgeſang 
angejtimmt darüber, daß Deutſche unter das preußiſche Joch geſchickt worden 
ſind und ſo kann man denn von ihm natürlich nicht erwarten, daß er ein 
S gen hat für fremde Nationen. (Heiterkeit rechts.) Ich bitte Sie, nicht den 

ntrag des Herrn v. Vincke, ſondern den der Commiſſion anzunehmen, denn 
er iſt maßvoll, im Intereſſe der polniſchen Nationalität Preußens und vor 

( Allem im Intereſſe der echten Humanität und Bildung, im Intereſſe jenes 

erhabenen Standpunktes, welchen wir Deutſche immer einnehmen ſollten, wenn 

wir vor ſolchen En en ſteyen. Ich werde mir die Freiheit nehmen, von 
dieſem weltgeſchichtlich⸗politiſchen Standpunkte aus zu Ihnen zu reden. (fHei⸗ 
terkeit rechts.) M. H. (nach rechts), ich werde Ihnen factiſchen Anlaß zum 

Lachen nicht geben; wenn Sie es dennoch unausgeſetzt thun, ſo werde ich 

Ihnen in anderer Weiſe erwiedern, da ich es hier mit parlamentariſchen Aus⸗ 

drücken nicht kann. (Bravo links.) 

i Die Theilung Polens ift das Capitalverbrechen der Weltgeſchichte, ſeitdem 
ſie unter die Herrſchaft des Abſolutismus gekommen iſt. Mit blutendem 
Herzen ſehen wir jetzt an unſerer Grenze ſich einen Act des Despotismus und der 

Barbarei vollziehen, wie die Geſchichte keinen zweiten kennt. (Heiterkeit rechts.) 

Ja, m. H., weiſen Sie mir einen gleichen Fall nach, daß eine Nation jo ſyſte⸗ 

matiſch in ihrer Religion und Sprache vernichtet und zu Tode gequält worden 

iſt! (Heiterkeit rechts.) Wenn Sie die Verhältniſſe kennten, würde Ihnen 
das Herz bluten und Sie würden nicht jo böhniſch lachen. (Heiterkeit rechts.) 

Der Mimiſterpräſident hat neulich auf die Interpellation geantwortet, daß er 

auf ſolche Wünſche nicht eingehen könne; wir haben Verbeſſerungen nicht er⸗ 

keiicht und es bleibt uns der einzige Troſt, daß man vielleicht von uns er⸗ 
wartet, daß wir künftig auch das Betragen der ruſſiſchen Unterthanen gegen 
ihre Beamten für uns zum Muſter nehmen werden! 

Durch den Gang der Geſchichte iſt ein bedeutender Theil Polens Preußen 
zugefallen und es hat die Verpflichtung, dieſen Theil zu pflegen. Wenn nun 
die Polen dadurch jo viel gewonnen haben, daß fie den hohen Werth der 
deutſchen Bildung und Wiſſenſchaft zu ſchätzen willen, fo haben fie auch ein 

Recht, darauf zu dringen, daß fie daran theilnehmen können, auch ohne ihre 

Nationalität preiszugeben. Soll uns dies nicht ſogar freuen? Oder hat 
Preußen etwa die Aufgabe, die Polen hier in Preußen ai ii Grunde zu 
richten, nur auf etwas humanere und gefälligere Weiſe als 
man mit barbariſchem Despotismus verfährt. Darauf hat der Vorredner 

Y 9 (Heiterkeit rechts.) Ich kann das aber nicht anerkennen. 

reußen hat die Pflicht, Polen 55 pflegen, von Rechts wegen und namens 
des Princips der Humanität! (Heiterkeit rechts.) Dazu muß aber in jenem 

Liandestheile wenigſtens eine höhere Lehranſtalt exiſtiren, welche die volniſche 
Sprache lehrt. Denn es iſt nicht die Aufgabe und Eigenthümlichkeit der 

Deutſchen, daß ſie es ruhig anſeben, wie . 
flegen wir aber nach unſerer Pflicht die Polen, dann liegt, glaube ich, der 
eitpunkt nicht fo fern, wo wir aus dieſem gerechten und humanen Handeln 

auch politiſches Capital werden machen können; denn die politiſche Lage kann 
ſich leicht ändern! 
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bitte Sie deswegen, mindeſtens den e ee en 0 


0 erde nun noch ein beſonderes Dotationsgeſetz erlaſſen, jo 
leibe für erſteres nichts mehr übrig, und die Regierung könne dann nach wie 


ußland, wo] d 


eine fremde Nation vernichtet wird. D 


” 
— 


Haym erſparen. Sie wiſſen, welches Schickſal unſere derartigen Anträge bis⸗ 
her gehabt haben und werden zugeben, daß wir Alles thun, was man ver⸗ 
langen kann, wenn wir für den Antrag der Commiſſion ſtimmen. Der Re⸗ 
gierungs⸗Commiſſar hat eigentlich ſehr wenig gejagt. Allerdings erklärt er 
das „Anhängſel“ der Reſolution als überflüſſig, weil es der Regierung nicht 
0 iſt. Ueber die formellen Bedenken aber kann er ſich ebenſo beruhigen; 
olche Gründe kann man in einer nothwendigen und gerechten Sache nicht 
vorſchützen! Wenn der Abgeordnete Haym die Reſolution harmlos findet, aber 
doch die Teufels krallen darunter ſieht und findet, daß der Referent dieſe auf⸗ 
gewieſen habe durch Hinweis auf die polniſchen Bedürfniſſe, fo habe ich das 
anders verſtanden; wir verlangen ja nur, daß polniſche Docenten an einer in 
Poſen zu gründenden Univerſität zugelaſſen werden. Aber der Abg. Haym 
beſtreitet der Bevölkerung dort die Berechtigung zu einer ſolchen Forderung. 

So lange aber die polniſche Nation exiſtirt — und daß ſie exiſtirt, haben 
wir Ihnen oft genug bewieſen — hat ſie ein Recht, ihre Fortbildung nu ber: 
langen! Und wenn der Herr Abgeordnete ſagt, nach dem Stande polnifcher 
Wiſſenſchaft und geiftigen Lebens ſei das Bedürfniß gar nicht vorhanden, fo 
frage ich ihn — er verzeihe — ob er irgend etwas davon verſteht; denn ſonſt 
kann er darüber nicht urtheilen! (Bravo links.) Ich weiß wohl, daß die 
deutſche Nation ſich mit tiefen Studien beſchäftigt, — aber immer mehr mit 
dem, was ihr fern, als mit dem was ihr nahe liegt! Auf die Bemerkung, 
daß die Regierung nur die ſprachliche Nothdurft zu befriedigen habe, will ich 
en den Bemerkungen meines geehrten Vorredners gar nicht mehr ein 

Was wollen Sie uns denn aber geben? Wir ſind Polen, verläugnen 
können Sie uns nicht; ſeit Jahren tritt uns aber die Regierung immer ent⸗ 
gegen, in landwirthſchaftlichen Verbindungen findet fie agitatoriſche Beſtrebun⸗ 
gen, während die Deutſchen in der Provinz uns pam offen entgegenarbeiten | 
Sie weigert ſich, uns materiell, uns wiſſenſchaftlich zu fördern — was ſoll 
uns denn übrig bleiben? Ich frage Sie, was man ſich mäßiger denken kann 
als den Commiſſionsantrag, welcher Alles in das Belieben der Regierung 
ſtellt. Ich hoffe, daß er angenommen wird, ſonſt muß ich daran verzweifeln, 
daß Sie für eine gemäßigte, milde und gerechte Forderung von uns überhaupt 
noch irgend ein Verſtändniß haben! (Brapo links.) 

Nach Schluß der Diseuffion folgen perſönliche Bemerkungen. 

Abg. Haym: Ich bin dem Vorredner für den 9 — Ton ſeiner Rede 
dankbar. Er ſcheink mich aber falſch verſtanden zu haben. Den Vorwurf 
des Abg. Michelis aber, daß ich einen Triumphgeſang angeſtimmt hätte, daß 
Deutſche unter das preußiſche Joch 17 5 — ſind, weiſe ich zurück. Ich halte 
dieſe Ausdehnung preußiſcher Macht für einen Segen. Ich beſtreite ihm 
ferner das Recht, über Gefühle in meiner Bruſt zu urtheilen; ich habe ihm 
nie zu Beichte peiefien und werde es auch nicht thun. 

„Abg. Michelis (Allenftein): Man iſt jetzt freilich ſchon gewöhnt, rheto⸗ 
riſchen Floskeln Rechnung zu tragen; der ſtenographiſche Bericht aber wird 
zeigen, daß dies Wort gefallen iſt, welches mich, wie kein anderes in der 
ganzen Sitzung gefallenes, indignirt hat. 

achdem Referent Dr. Lipelt den Commiſſionsantrag mit wenigen Wor⸗ 
ten befürwortet, wird zur Abſtimmung geſchritten. Der Antrag des Abg. 

v. Vincke (Hagen) auf einfache Tagesordnung wird abgelehnt; dafür 
die Conſervativen mit Ausſchluß von 4, die Altliberalen und mehrere Mit⸗ 
glieder der Linken, u. A. die Abgg. Michaelis, Hammacher, Röpell, v. Saucken⸗ 
Tarputſchen, Leſſe, Tweſten, John (Labiau), v. Hennig, Kanngießer; dagegen 
der größte Theil der Linken, die Polen, Katholiken und einzelne Conſervative. 
— Der Antrag der Commiſſion auf motivirte Tagesordnung wird darauf 
angenommen; das Stimmenverhältniß iſt daſſelbe; von der linken Seite 
ſtimmen die oben namentlich genannten Abgeordneten dagegen. 

Die a darauf vertagt. Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung: Frei⸗ 

11 Ubr. (Tagesordnung: Vereidigung neueingetretener Mitglieder, Poſt⸗ 
geſetz, Reſt der beutigen Tagesordnung.) 
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A Breslau, 3. Februar. [Beſchlagnahme.] Die heutige 
Nummer der „Breslauer Morgenzeitung“ iſt wegen des Artikels „Die 
zehn Breslauer Wahlgebote“ conſiscirt worden. 


. Weber, Oberſt, a. Neiſſe (Frmd.⸗Bl.) 
Görlitz, 8. Febr. Zur Ermittelung des Ergebniſſes der 
am nächſten Dinstag vorzunehmenden Wahl eines Abgeordneten 
des aus den Kreiſen Görlitz und Lauban beſtehenden Wahlkreiſes zum 
Reichstage des noeddeutſchen Bundes, wird der Wahlcommiſſarius, Herr 
Landrath v. Sydow, einen Termin auf den 16. Februar d. J., Vor⸗ 
mittag 11 Uhr, in dem kleinen Saale der Societät hier abhalten, bei 
welchem es jedem Wähler freiſteht, zur erſcheinen. (Sörl, Anz.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


erſtan . Luft- Wind⸗ 
i it Tempe- riötung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. tärke. 
Breslau, 7. Febr. 10 en. 327,58 | #11] W. 1. eiter. 
8. Febr. 6 U. Mrg.] 329,46 +12 NW. 2. | De 


Breslau, 8. Febr.] Waſſerſtand.] O.⸗P. 17 F. — 8. UP. 4 F. 9 3. 


bis 78% 
Deſterr. N eiburger 141% bez. B x 
Sberſchlel. Litt. A. und C. 183%, bez. u. Gd. 9 pilbelm8bahn 364.234 bei. 
Oppeln⸗Tarnowitzer 75 Gd. Oeſterr. Grevitbanf-Actien 697 Br. Schl 
Bant-Berein 114% Gd. 1860er Loose 68% Gd. Amerikan 

u. Gd. Warſchau⸗Wiener 64—64 bez. u. Fr. Minerva 38% bez. 


103% bez. Italiener 54% bez. 
8 Breslau, 8. Vebkage. reiſe der Cerealien. 


etzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergtoſchen. 
Seh fein mittel ordin. . fein mittel ordin. 
Weizen, weißer. 93—95 91 84-87! © e. 59—60 58 5356 
ee ER 91—93 88 60 da 3 33-34 32 30-51 
Roggen 69 68 66-67] Erbſen 63—67 59 54—57 


186 180 170 
Sommerrübſen 164 154 144 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
otter 156 146 136 


Loco - (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 


Officiell gekündigt: — Ctr Weh 1 A Roger. Ctr. Haf 
22 * en, — . . . . 
— Eu Rapskuchen. — Er. Rabl. — Etr. Leinöl. — Ort. Shirt, 
Telegraphiſche Depeſchen. ; 
Berlin, 8. Februar. Die „Volks- Ztg.“ veröffentlicht einen von 
Löwe, Pariſius und Nunge unterzeichneten Aufruf des Centralwahl⸗ 
comites für die Reichstagswahlen zur Bildung eines Diätenfonds. 
h Wolffs T. B.) 
München, 7. Febr. Die „Baierifhe Zeitung“ meldet amtlich, 
dem Friedensvertrage vom 22. Auguſt v. J. gemäß, die Aufhebung 
aller und jeder Abgabenerhebung für die Rheinſchifffahrt von Seiten 
Baierns vom 1. Januar 1867 ab, nachdem von den übrigen deutſchen 
Uferſtaaten des Rheines gleichzeitig dieſelbe Maßregel getroffen worden. 
Helſingfors, 7. Febr. Ein Geſetzentwurf, betreffend das neue 
Reglement für den finnländiſchen Landtag, wurde von der Regierung 
mitgetheilt. Der Zuſammentritt des Landtages findet alle vier Jahre ſtatt. 
(Wolffs T. 2.) 


— 
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Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

aris, 7. Februar, Nachm. 3 Uhr. Die Zproc. Rente 4155 zu 69, 60 
und ſchloß zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 90%, pr. März 
91 gemeldet. Schluß⸗Courſe: 3% Rente 69, 62%. Italieniſche S5proc. 
Rente 54, 75. 3proc. Spanier —. Iproc. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Actien 406, 25. Credit⸗Mobilier⸗Actien 530, —. Lomb. a j 
Actien 405, — Oeſterr. Anl. von 1865 320, —. 6proc, Ver. St Anl, \ 


Paris, 7. Februar, Nachm. Bankausweis. Vermehrt: Baarvorrath 
Frances. Vermindert: 


RN er a Ba Sr he TE Tr a u / 
TE SNN „ 1 2 n 77 
ur g 7 5 Ra 2 A eh 4 n * 


— 


—— 


Londoner Wechſel 119%. Pariſer Wechſel 944. 
een e Anleihe x Nene 4e Na 


Hamburg, 7. Febr. [Getreidemarkt. J. Weizen loco fefter, pr. Februar 
jahr 146 Br., 145 

b dr. Grübjabe 8 91 er | 

Veränderlich. 


ä ————— 


Newyork, 5. 
371. Bonds 1 
leum, rafifnirt 29. 


Berliner Börse vom 7. Februar 1867. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn Stamm-Aotien 


hüringer ..... 8 
Warschau-Wien.| Tiljye| 8½½ 


Freiw. Staats-Anl. . . 4 ½ 99% G. ro 1864. 1868. 
Staats-Anl. von 18595 104% bz. Dividends g 
dito 1850. 524 91 bz. Aachen-Mastrich| — — 
dito 1853/4 01 bz. Amsterd.-Rottd. | 71% 9 
dito 1854 4½ 99 % bz. Berg.-Märkische | 74, 
dito 1855 4½ 99 % bz. erlin Anhalt. 11 13 
dito 1856 4½ 99% bz. Berlin-Görlitz.. .| — — 
dito 1857 90%, bz. dito St.-Prior.] — — 
dito — bz. “Ham! ‚10 10˙ 
dito 1864/41599 4 bz. Berl.-Potsd.-Mg 16 1 
Staats-Schuldscheine 3185 /, bz. Berlin- Stettin. 1% | 8 
Präm-Aul. von 188531 121%, ba. |Böhm.-Westb. ..|5 | — 
Berliner Stadt-Oblig. 4% 90 bz. Breslau-Freib. .. 9 1 
Kur- u. Neumärk. 3179 ½ B. Cöln-Minden 156) 172], N 
& (Pommersche. . 3141783, ba Cosel-Oderberg. | 34 2½ i 
E Posensche 4 — —— dito St.-Prior.] — — 
— . 316. — — dito dito — — 
= dito neue.. 4 88% bz. Galiz.Ludwigsb.| 9 5 
(Schlesische 31 — — — Ludwigsh.Bexb. 91, | 10 i 
3 Kur- u. Neumärk. 4 92½ ba. agd,-Halberst, .[25 16 
Pommersche. . 4 |92%, bz. Magd.-Leipzig.. . 215 20 
E Posensche 4 901, bz. Mainz-Ludwi 7 8 
„ bPreussische.. 4 014% bn Mecklenburger. .| 3 | 3 
5.]Westph, u. Rhein. 4 |961, G. Neisse-Brieger. | 41, | 5542 
© (Sächsische. ..... 4 644 6. jödrschl. Märk| 4 — 
(Schlesische 4 92% baz 3 ep» 32; 3a 
Lonisd’or 110 % 6. ]Oest.Bk. 791% be. Oberschl. 4 15 
Goläkr. 9.81% be. |Poin.Bkn. s . 8 [1 15 
Ausländische Fonds. dito C. 10 1 
Oesterr. Metalliques.)5 474% br. u. G Oestr.-Er. St.-B,| 5 5 
dito Fat.-Anl. . 5 165%, bz. Oestr. südl. St.-B.] 8 1 2 
dito  Lot-A.v.6014 08% à iz ba. Oppeln-Tarnow.] 31 
dito dito 64l— 43% bz Rheinische Fir \ 
dito 54er Pr.-A.|4 61 3 dito Stamm-Pr. 
dito  Eisenb.-L. |— |6$1, G. Rhein-Nahebahn] — — 
5540 ba u. G |Stargard-Posen. .| 3½ | 41, 
8074 bz. 


Bank- und Industrie-Papiere, 
a 300 F. 
Amerikan. St.-Anl. . 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 
Berg.-Märkische .. ..|41,98', G. 


dito 11.414196 
dito IV. — — 
dito III. v. St.3½g.3½77 % bz. 
Cöln-Minden....... 1100 8. 
dito II. s 103 % ba 
dito 86½% bz 
dito IIIA 45 
dito 4½ 95 J bz 
dito IVA 86 ½ B. 
dito V. 84½ bz. 
Cos.-Oderb. (Wüh.) 4 — 
dito III. Em. 4488 G. 
Gal. Ludwigsb. 45 9 ½ bz. 
Niederschl.-Märk. „ ba. 
dito conv./4 90 ½ G, 
dito IIIa 89 ½ bz. 
dito IW. 49% — — 
Ndschl. Zweigb.L, C.|5 100 ½ 0 
Oberschles, 4. 4 
F 314180 B. 
dito C. 4 fes bz 
dito D.. 44 188 
dito E.. 4½/79½% G. 
dio E.. 4% b 
dito G. 44494 1 
Oest.-F rann. 3 237½ bs. u. 
Oest, südl. St.-B 0 226 
Rhein. v. St. gar... 44% — . 
Rhein-Nahe-B, gar. ‚411944, @ 
Be; Wechsel- Course. | 
Amsterdam 2350 1 Augsbui 
dito dito 2 M.|143"/, ba. Leion ig 100 1 Sl 8 TN G. 
Hamburg 300 Mk... . 8 T-j1517, br. dito to 2 21199‘, 0. 
dito dito 2 M.) 18 % br. Frankfurt a. M. 100 Fl.] 2 M86. G. 
London 1 Lt... 3 M. 06. 24% bz Petersburg 100 8.-R.. WIN be. 
Paris 300 Fres +... ++. 1557 be. dito dito Asse bz. 
Wien 250 Fl.. + 8 T.|79 bz. Warschau 90 8.-R. . . % T|81 bz. | 
dito 2 M. 78 ½ bz Bremen 100 Thlr. Goldj8 T|110%, ba | 


Breslau, 8, uar. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: ſchön Thermo 
meter Früh 0 Grad Wärme. Bei mittelmäßigen Angeboten war die Kau 


luft am heutigen Markte etwas angeregter, Preiſe zeigten fi gut behaup 


Die all . mlung der ſchleſiſchen Geſellſchaft fü Dal 
Kante Call fn * * 6 Uhr, fondern um 7 Uhr eo Wed ! 


„ 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2 lr. i 

Biere Hatten, intwanhanblung, Shnieoebrnde Nr. 10. 
5 Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. ' 
Druck von Grab, Barth und Comp. W. Fiss in Breslau. 
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